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unzumutbar ist, sämtliche wesentlichen Informationen zu der
fraglichen Werbeaussage in dem für die Werbung selbst genutz-
ten Kommunikationsmedium anzugeben.65) Diese Anforderung
der Rechtsprechung sollte nicht leichtfertig übergangen werden.
Insbesondere bei Produkten, auf deren Etiketten die fragliche
Werbeangabe mehrfach angegeben ist und die ansonsten wenig
bedruckt sind, haben Instanzgerichte bereits entschieden, dass
Teile des offensichtlich nicht benötigten Etiketts für erläuternde
Hinweise hätten verwendet werden müssen.66)

VIII. Zusammenfassung und Ausblick
Wie dargelegt wurde, gelten grundsätzlich strenge Anforderun-
gen, wenn mit nachhaltigkeits- oder umweltschutzbezogenen
Angaben geworben wird. Unternehmen sind gut beraten, sicher-
zustellen, dass ihreWerbeaussagen auf einer sachlich fundierten
Grundlage beruhen und der angesprochene Verkehrskreis da-
rüber auch angemessen informiert wird. Dabei gilt allerdings
auch, dass Unternehmen, die in die Umweltverträglichkeit
und/oder Nachhaltigkeit ihrer Produkte investieren, sich auch
nicht abschrecken lassen sollten, die Vorzüge ihrer Produkte
werbewirksam zu kommunizieren. Nur wenn Unternehmen we-
sentliche Informationen verständlich vermitteln können, werden
umweltbewusste Verbraucher in die Lage versetzt, eine objektiv
informierte Kaufentscheidung zu treffen und sich für Produkte
zu entscheiden, die den eigenen Vorstellungen von Umwelt-
schutz und Nachhaltigkeit entsprechen.67) Außerdem könnten
Unternehmen durch übermäßige und kaum erfüllbare regulato-
rische Anforderungen an die Produktkommunikation davon ab-

gehalten werden, in eine Verbesserung der Umwelt- und Klima-
bilanz ihrer Produkte und Produktionsabläufe zu investieren.
Dies würde die Zielsetzung der gesetzgeberischen Initiativen ge-
rade konterkarieren.68) Das Bedürfnis der Unternehmen, sach-
gerecht über umweltbezogene Aspekte ihrer Produkte zu infor-
mieren, erkennt daher auch der Kommissionsvorschlag zur „EU
Green Claims-Directive“ ausdrücklich an.69)

Trotz der erkennbaren Bemühungen des EU-Gesetzgebers um
eine Verbesserung der Rechtssicherheit durch weitere regulato-
rische Vorgaben, wird es letztlich weiterhin auf die Gerichtspra-
xis ankommen, um anhand der jeweiligen Umstände des Einzel-
falls zulässige Umweltaussagen von irreführendem „Greenwa-
shing“ abzugrenzen. Unternehmen, die umwelt- oder nachhaltig-
keitsbezogene Vorteile werblich kommunizieren wollen, sollten
deshalb nicht nur den weiteren Fortgang des sowohl europä-
ischen als auch anschließend nationalen Gesetzgebungsprozes-
ses, sondern gerade auch die sich nahezu täglich fortentwickeln-
de Rechtsprechung genau verfolgen.

65) BGH, 27.07.2017 – I ZR 153/16, WRP 2018, 182 ff. Rn. 33 – Irreführender Preisnach-
lass in Anzeigenwerbung – 19%MwSt. GESCHENKT; EuGH, 26.10.2016 – C‑611/14,
WRP 2017, 31 ff. Rn. 63 – Canal Digital.

66) LG Stuttgart, 30.12.2022 – 53 O 169/22, ESG 2023, 143 ff., Rn. 56; LG Oldenburg,
16.12.2021 – 15 O 1469/21, WRP 2022, 378 ff., Rn. 15 – Klimaneutrales Fleisch.

67) Vgl. auch Meisterernst/Sosnitza, WRP 2023, 771, 780; Rauer/Mauritz, GRUR 2023,
1747, 1749.

68) Vgl. auch Meisterernst/Sosnitza, WRP 2023, 771, 779 f.; Glöckner, WRP 2023, 1155,
1160 f.; Laoutoumai, WRP 2022, 1067, 1068; Schwarzbauer, GRUR 2023, 1593, 1598.

69) Vgl. insofern insbesondere die Erwägungsgründe 28, 29 und 31.
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Der Einsatz generativer Künstlicher Intelligenzen stellt das Urheber-
recht vor neue Herausforderungen. Insbesondere Urheberrechtsver-
letzungen, die durch den Einsatz solcher Systeme entstehen, sind
von besonderem Interesse. Neben der Frage, an welchen Stellen
Rechtsverletzungen eintreten können, ist offen, welche Rechtsfol-
gen damit einhergehen und wie damit umzugehen ist. Von Bedeu-
tung ist vor allem die Umsetzung der Unterlassungs- und Beseiti-
gungsansprüche durch die technischen Besonderheiten der zu
Grunde liegenden (Künstlichen) Neuronalen Netze, im Endeffekt
also die Frage, ob Künstliche Intelligenzen „vergessen“ können.

I. Einführung
In jüngerer Zeit sind generative Künstliche Intelligenzen (KI) auf
dem Vormarsch. Darunter werden KI-Systeme verstanden, deren
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Ausgaben auf technischem, künstlerischem, literarischem oder
wissenschaftlichem Gebiet liegen und die den von Menschen
geschaffenen geistigen Erzeugnissen nahekommen.1) Wenn-
gleich auch eine KI nicht kreativ ist,2) so können die Ausgaben
dieser Systeme dennoch für sich ein schöpferischer Akt sein,3)

zumindest in dem Sinne, dass sie etwas subjektiv Neues darstel-
len, was auch kulturelle Implikationen mit sich bringen kann.4)

Zugleich besteht aber auch ein Verhältnis zu vorbestehenden
geistigen Erzeugnissen: Einerseits kann die Ausgabe bestehen-
den geistigen Erzeugnissen ganz oder in Teilen entsprechen oder
nahekommen, andererseits fließen bestehende geistige Erzeug-
nisse in das Training der generativen KI mit ein. Daher spielen
vorbestehende Werke sowohl in den Trainingsdaten als auch in
der Ausgabe bei diesem Phänomen eine besondere Rolle.

Folge dieser Entwicklung ist, dass generative KI-Systeme in Trai-
ning und Anwendung auch Auswirkungen auf die in § 1 UrhG
genannten Gebiete haben können. Wenn auch generative KI-Sys-
teme ein weitaus größeres Spektrum abdecken können, als die
vom Urheberrecht erfassten Schöpfungen der Literatur, Wissen-
schaft und Kunst, so stellt das Urheberrecht – neben dem Patent-
recht5) – wohl das Rechtsgebiet des Immaterialgüterrechts dar,
in welchem sich die Fragen mit der größten gesellschaftlichen
Auswirkung stellen. Bisher ausführlich betrachtet sind vor allem
die Fragen eines möglichen Schutzes der Ausgabe6) sowie die
rechtliche Einordnung des Trainingsprozesses inklusive mög-
licher einschlägiger Schrankenregelungen.7) Von besonderer Be-
deutung sind aber auch die im Folgenden untersuchten Fragen:
Erstens, an welcher Stelle Rechtsverletzungen möglich sind und
zweitens, welche rechtlichen wie tatsächlichen Folgen daraus
resultieren.

Im Fokus liegen in letzter Zeit vor allem text- und bildgenerie-
rende KI-Systeme. Aus technischer Sicht liegen diesen KI-Syste-
men in der Regel sog. (Künstliche) Neuronale Netze zu Grunde,
sodass deren technische Eigenschaften von Relevanz sind.
Wenngleich auch verschiedene Neuronale Netze verwendet wer-
den können, so ist das technische Verständnis dieser Technolo-
gie auch für die urheberrechtlichen Fragen essenziell.8) Ohne an
dieser Stelle detailliert auf diese technischen Details einzuge-
hen,9) ist bei Verwendung derartiger Neuronaler Netze zwischen
zwei Phasen zu unterscheiden, in welchen für sich urheberrecht-
lich relevante Handlungen stattfinden können: Dem Training
und der Anwendung bzw. der Generierung der Ausgabe. Liegt
eine Rechtsverletzung vor, so steht dem Rechtsinhaber bei Ge-
fahr der Wiederholung oder der erstmaligen Begehung unter
anderem ein Anspruch auf Unterlassung und Beseitigung (§ 97
Abs. 1 UrhG) zu. Fraglich bleibt aber, wie ein derartiger An-
spruch tatsächlich umgesetzt werden kann. Gewiss bestünde
die Möglichkeit, die spezifische generative KI nicht mehr zu be-
treiben. Da allerdings die Entwicklung und das Training derarti-
ger Systeme mit hohem wirtschaftlichen wie technischen Auf-

wand verbunden ist, stellt sich die Frage, ob dieses Mittel sowohl
aus tatsächlich-technischer wie auch aus rechtlicher Sicht die
gebotene Lösung darstellt. Daher sollen im Folgenden zunächst
mögliche Ansatzpunkte für Rechtsverletzungen bei der Erstel-
lung und Verwendung von generativer KI aufgezeigt werden (II.),
während im Anschluss auf die Rechtsfolgen – insbesondere auf
die Ansprüche auf Unterlassung und Beseitigung – eingegangen
werden soll, wobei mögliche technische Umsetzungen – insbe-
sondere jenseits der Abschaltung – diskutiert werden sollen (III.).
Schließen soll der Beitrag mit einem Ergebnis (IV.).

II. Mögliche Ansatzpunkte für Rechtsverletzungen
Bei der Verwendung solcher generativen KI-Systeme besteht die
Möglichkeit, dass bestehende Urheberrechte verletzt werden,
wobei sich im Weiteren auf die Verwertungsrechte (§§ 15 ff.
UrhG) beschränkt werden soll. Von besonderer Bedeutung ist
hier insbesondere das Recht der Vervielfältigung (§ 16 Abs. 1
UrhG).10) Eine solche ist – schon ausweislich der Gesetzesbe-
gründung des UrhG und in Einheit mit der ständigen Rechtspre-
chung11) – zu bejahen, wenn „körperliche[n] Festlegungen, die
geeignet sind, das Werk den menschlichen Sinnen auf irgend-
eine Weise unmittelbar oder mittelbar wahrnehmbar zu
machen“,12) hergestellt werden. Zugleich ist in Auslegung des
Vervielfältigungsbegriffs des Art. 2 InfoSoc-RL jedwede mittelba-
re und unmittelbare sowie dauerhafte und vorübergehende Ver-
vielfältigung erfasst.13) Das gilt auch dann, wenn die Form bei
erhaltender schöpferischer Eigenart nicht mit dem Original über-
einstimmt14) sowie wenn selbstständig schutzfähige Teile oder
das Werk als Ganzes von einem Computer gespeichert oder aus-
gegeben werden.15) Beides kann bei generativer KI der Fall
sein.16) Aufgrund der großen Bedeutung von Neuronalen Netzen
bei generativer KI sind Verletzungshandlungen in beiden Phasen
der Neuronalen Netze von Interesse: Im Training und in der spä-
teren Anwendung. Es bestehen somit verschiedene Handlungen,
bei welchen Rechtsverletzungen denkbar sind: Das notwendige
Training des Neuronalen Netzes samt seinen Vorarbeiten, die
Eingabe durch den Benutzer während der Anwendung sowie
die Ausgabe der generative KI während der Anwendung. Zuletzt
stellt sich noch die Frage, ob das Ergebnis des Trainings selbst
ein Vervielfältigungsstück darstellt, also auch die Vervielfälti-
gung des Neuronalen Netzes selbst eine Vervielfältigung von
urheberrechtlich geschützten Werken, die in den Trainingsdaten
vorhanden waren, darstellt. Gewiss kann ein Neuronales Netz
darüber hinaus auch während der Anwendung weiter trainiert
werden, allerdings kann auch in diesem Fall jede stattfindende
Handlung dem Training oder der Anwendung zugeordnet wer-
den.17) Inwieweit der Betreiber durch Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen (AGB) für die Nutzung der generativen KI ein Nut-
zungsrecht hinsichtlich der Eingabe erlangen kann, soll an die-
ser Stelle nicht weiter vertieft werden.18)

WRP – Wettbewerb in Recht und Praxis 5/2024 Beitr�ge

Konertz/Schönhof, Rechtsfolgen der Urheberrechtsverletzung bei generativer KI
535

1) Konertz/Schönhof, WRP 2024, 289 Rn. 1; vgl. Hofmann, WRP 2024, 11 These 1.
2) Schrader, in: FS Schack, 2022, S. 321; Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 34.
3) Vgl. Konertz/Schönhof, ZGE/IPJ 10 (2018), 379, 391 ff.
4) Vgl. Bernzen, Editorial WRP Heft 4/2024; Kraetzig, NJW 2024, 697 ff.; Verweyen, Edi-

torial WRP Heft 12/2023.
5) Vgl. hierzu beispielsweise Stierle, GRUR Int 2021, 115 ff.; Stierle, GRUR Int 2020,

918 ff.
6) Dornis, GRUR 2021, 784 ff.; Hetmank/Lauber-Rönsberg, GRUR 2018, 574, 577 ff.; Hof-

mann, WRP 2024, 11 These 5; Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 13 ff.; Olbrich/v. Bongers/
Pampel, GRUR 2022, 870 ff.; Specht-Riemenschneider, WRP 2021, 273 ff.

7) De la Durantaye, ZUM 2023, 645, 650; Hofmann, WRP 2024, 11 Rn. 13 ff.; Hofmann,
ZUM 2024, 166 ff.;Maamar, ZUM 2023, 481, 483 ff.; Pesch/Böhme, GRUR 2023, 997,
1006 f.; Schack, NJW 2024, 113 ff.

8) So auch Hofmann, WRP 2024, 11 Rn. 5; Konertz/Schönhof, WRP 2024, 289 Rn. 2.
9) Hierfür sei auf mehrere Beschreibungen in der rechtswissenschaftlichen Literatur

verwiesen, beispielsweise bei Ehinger/Stiemerling, CR 2018, 761 ff.; Konertz/Schön-
hof, Das technische Phänomen der „Künstlichen Intelligenz“ im allgemeinen Zivil-
recht, 2020, S. 45 ff.; Pesch/Böhme, GRUR 2023, 997, 998 ff.

10) So auch schon Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 27 f.
11) BGH, 28.07.2022 – I ZR 141/20,WRP 2022, 1125 Rn. 73 – Elektronischer Pressespie-

gel II; BGH, 05.03.2020 – I ZR 32/19,WRP 2020, 861Rn. 19 – Internet-Radiorecorder;
BGH, 23.02.2017 – I ZR 92/16,WRP 2017, 956 Rn. 41 –Mart-Stam-Stuhl; BGH, 04.10.
1990 – I ZR 139/89, GRUR 1991, 449, 453 – Betriebssystem; BGH 01.07.1982 –

I ZR 119/80, GRUR 1983, 28, 29 – Presseberichterstattung und Kunstwerkwiederga-
be II; BGH, 19.05.1955 – I ZR 8/54, GRUR 1955, 492, 494 – Grundig-Reporter.

12) BT-Drs. IV/270, S. 47.
13) Vgl. EuGH, 16.07.2009, C‑5/08, GRUR 2009, 1041 Rn. 43 – Infopaq/DDF.
14) BGH, 29.04.2010 – I ZR 69/08, WRP 2010, 916, 917 – Vorschaubilder; BGH, 28.02.

1991 – I ZR 88/89, GRUR 1991, 529, 530 – Explosionszeichnungen; BGH, 10.12.
1987 – I ZR 198/85, GRUR 1988, 533, 535 –Vorentwurf; BGH, 21.11.1952 – I ZR 56/
52, BGHZ, 8, 88, 91 – Magenttonbänder.

15) Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 6. Aufl. 2020, § 16 UrhG
Rn. 17 ff.

16) Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 27 f.
17) Vgl. Konertz/Schönhof (Fn. 9), S. 49 ff.
18) Vgl. hierzu v. Welser, GRUR-Prax 2023, 57.
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1. Rechtsverletzung im Training
Grundlage des Trainings eines Neuronalen Netzes stellen Daten
dar. Das Training kann ebenfalls in zwei Phasen unterteilt wer-
den: Die Datenbeschaffung und -aufbereitung sowie das eigent-
liche Training.19) Sofern hierbei urheberrechtlich geschützte
Werke verwendet werden,20) ist in diesen Phasen mit Vervielfäl-
tigungshandlungen zu rechnen. Unproblematisch ist dies dann,
wenn die Person des Trainierenden zugleich Rechtsinhaber ist,
sei es als Urheber oder als Inhaber von Nutzungsrechten. Auf-
grund der enormen Menge an notwendigen Trainingsdaten ist
bei generativen KI-Systemen – abgesehen vonmöglichen Sonder-
anwendungen mit kleineren Datensets an Trainingsdaten21) –
davon auszugehen, dass die Person des Trainierenden hinsicht-
lich weiter Teile der genutzten urheberrechtlich geschützten
Werke nicht über entsprechende Rechte verfügt. Insoweit müs-
sen einschlägige Schrankenregelungen greifen.

Die Fragestellung der Anwendung von Schrankenregelungen im
Training ist in der Literatur bereits ausführlich diskutiert wor-
den: Während teilweise auch die Anwendung des § 44a UrhG
behandelt wird,22) wird mehrheitlich vertreten, dass das Trai-
ning Text- und Data-Mining sei und damit beide Handlungen
des Trainings – abgesehen von möglichen intertemporalen Pro-
blemen23) – unter die Text- und Data-Mining-Schranke des § 44b
UrhG fallen.24) Insoweit handelt es sich nicht um eine neue Nut-
zungsart.25) Allerdings kann der Rechtsinhaber gem. § 44b
Abs. 3 S. 1 UrhG die Nutzung durch einen Vorbehalt untersagen.
Im Falle von Werken, die online zugänglich sind, muss dies in
maschinenlesbarer Form erfolgen (§ 44 Abs. 3 S. 2 UrhG). Das ist
zumindest dann der Fall, wenn der sog. „Robots Exclusion Stan-
dard“ (robots.txt) oder eingebettete Metainformationen verwen-
det werden.26) Daraus folgt, dass die Schranke des § 44b Abs. 2
S. 1 UrhG nur in bestimmten Fällen greift. Insbesondere im Fall
des erklärten Vorbehalts kann das Werk nicht auf Grundlage der
Text- und Data-Mining-Schranke für das Training verwendet wer-
den.

Soweit auch weitere Schranken nicht zur Anwendung kommen,
stellt das Training in solchen Fällen eine unrechtmäßige Verviel-
fältigung desWerks dar, womit sowohl die Sammlung derWerke
als auch der Trainingsvorgang selbst eine Rechtsverletzung dar-
stellen können. Allerdings ist das Vervielfältigungsstück nach
Abschluss des Trainings –wie auch grundsätzlich beim Training
bei rechtmäßiger Vervielfältigung – nicht mehr notwendig. An-
ders ist dies freilich, wenn die Trainingsdaten nicht gelöscht
werden, beispielsweise wenn diese weiter vorgehalten werden,
um regelmäßig neu zu trainieren.

2. Rechtsverletzung durch Vorhalten des austrainierten
Neuronalen Netzes

Mit Abschluss des Trainings werden die Trainingsdaten für das
konkrete Neuronale Netz – abgesehen von einem geplanten neu-
en Trainingsvorgang – nicht mehr benötigt. Wenn sich prinzi-

piell urheberrechtlich geschützte Werke in der Ausgabe wieder-
finden können,27) stellt sich die Frage, ob nicht das Neuronale
Netz selbst ein Vervielfältigungsstück der Werke darstellt. Dies
ist allerdings üblicherweise nicht der Fall, da regelmäßig keine
Codierung der Werke in den Neuronalen Netzen stattfindet. Es
existieren nur noch Kanten, die Wahrscheinlichkeiten des Über-
gangs zwischen den Knoten repräsentieren und die keinen Bezug
mehr zu einzelnen Werken der Trainingsdaten aufweisen. In
ihrer Gesamtheit sind sie das Ergebnis des Trainings. Es ist auch
nicht das Ziel solcher Systeme, bestehendeWerke bzw. Daten aus
den Trainingsdaten zu speichern undwieder auszugeben,28) son-
dern nur anhand der Daten die Art und Weise bzw. die Charak-
teristika der jeweiligen – von der generativen KI abgedeckten –
Werkgattungen zu erlernen.29) Deren Zweck liegt eben nicht im
„Auswendiglernen“ von einzelnen Werken, sondern nur in der
Imitation eines Stils oder der Wiedergabe ungeschützter Infor-
mation.30) Anders ist dies nur, wenn das Design des Neuronalen
Netzes darauf abgestimmt ist, urheberrechtlich geschützte Infor-
mationen – insbesondere hinsichtlich der Form – zu lernen, da es
mathematisch möglich ist, auch urheberrechtlich geschützte
Werke in Neuronalen Netzen zu kodieren. Dies ist allerdings
nicht die Vorgehensweise der üblicherweise betrachteten gene-
rativen KI-Systeme. Dennoch lässt sich im Rahmen der sog.
„Backpropagation“ mit einem bestehenden Werk bestimmen,
welche Eingabe diesem Werk am nächsten kommt. Gibt man
diese Eingabe nun wieder in das generative KI-System, kann
man erkennen, wie genau oder ungenau ein bestehendes Werk
ausgegeben werden kann.31)

3. Rechtsverletzung in der Eingabe
In der Anwendung des Neuronalen Netzes können zunächst
Rechtsverletzungen in der Eingabe entstehen, wobei der Fall
der Rechtsverletzung in der Eingabe keine Besonderheit von ge-
nerativer KI darstellt, sondern sich mit den Fällen der Einstel-
lung von Inhalten Dritter auf Plattformen ähnelt, wobei aller-
dings keine dauerhafte Speicherung und infolgedessen auch
keine öffentliche Zugänglichmachung stattfindet. Der Benutzer
kann im Rahmen der Eingabe ganze Werke oder selbstständig
geschützte Bestandteile als Teil des sog. „Prompts“ verwenden,
womit diese im Rahmen der Ausführung – zumindest vorüber-
gehend – vervielfältigt werden. Sofern sich allerdings kein ge-
schützter Bestandteil in der Ausgabe wiederfindet – was im
nächsten Abschnitt behandelt wird – wird diese Handlung als
technisch bedingte vorübergehende Vervielfältigung i. S. d.
§ 44a Nr. 1 UrhG zu sehen sein.

4. Rechtsverletzung in der Ausgabe
Gerade in der Ausgabe einer generativen KI sind Ergebnisse
denkbar, die urheberrechtliche Relevanz haben können, entwe-
der durch Identität mit einem Werk oder durch Ausgabe von
selbstständig schutzfähigen Bestandteilen. Wie oben dargelegt
werden in dem der generativen KI zu Grunde liegenden Neuro-
nalen Netz keine Werke codiert, sondern nur Gewichte gespei-
chert, die Übergangswahrscheinlichkeiten in einem Graphen re-
präsentieren. Es ist zwar nicht Zweck der generativen KI, dass
bestehende Werke ausgegeben werden; dennoch ist dies im Rah-
men der Möglichkeiten.
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19) Vgl. Konertz/Schönhof, WRP 2024, 289 Rn. 3 ff.
20) Wovon regelmäßig auszugehen ist, vgl. de la Durantaye, ZUM 2023, 645, 647; Hof-

mann, WRP 2024, 11 These 2.
21) Vgl. beispielsweise Sandhiya et al., in: 3rd International Conference on Signal Pro-

cessing and Communication, 2021, S. 241.
22) Vgl. Hofmann, ZUM 2024, 166, 168 f.
23) Vgl. hierzu, wenn auch im Ergebnis die Anwendung der Schranke ablehnend Schack,

NJW 2024, 113 ff.
24) Baumann, NJW 2023, 3673, 3675; de la Durantaye, ZUM 2023, 645, 650; Hofmann,

WRP 2024, 11 Rn. 15; Hofmann, ZUM 2024, 166, 169 f.; Konertz/Schönhof, WRP
2024, 289 Rn. 25 ff.; Maamar, ZUM 2023, 481, 483; Pesch/Böhme, GRUR 2023, 997,
1006; Siglmüller/Gassner, RDi 2023, 124 Rn. 12.

25) Derart aber Schack, NJW 2024, 113, 114 f.
26) De la Durantaye, ZUM 2023, 645, 651; Hofmann, WRP 2024, 11 Rn. 18; Konertz/

Schönhof, WRP 2024, 289 Rn. 33; Maamar, ZUM 2023, 481, 484; Schwarz/Söbbing,
RDi 2023, 415, Rn. 15.

27) Vgl. Carlini et al., Extracting Training Data from Diffusion Models, 2023, S. 1 ff. [ar-
Xiv:2301.13188].

28) Umgangssprachlich kann dies mit „Auswendiglernen“ umschrieben werden, welches
aber als sog. „Overfitting“ vermieden werden soll.

29) Baumann, NJW 2023, 3673, 3674; Konertz/Schönhof, WRP 2024, 289 Rn. 20; Pesch/
Böhme, GRUR 2023, 997, 999.

30) Hierzu ausführlich Konertz/Schönhof, WRP 2024, 289 Rn. 12 ff.
31) Vgl. Patashnik et al., StyleCLIP: Text-Driven Manipulation of StyleGAN Imagery,

2021, S. 3 ff. [arXiv: 2103.17249].
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a) Verletzungshandlungen
Grundsätzlich sind drei Bereiche denkbar, durch welche eine
solche Ausgabe entstehen kann, die eine potentielle Rechtsver-
letzung darstellen kann: Erstens durch (versehentliches32))
„Auswendiglernen“ der Trainingsdaten, zweitens durch Wieder-
gabe der Eingabe des Benutzers, ohne dass das Werk Bestandteil
der Trainingsdaten war, und drittens als (echt) zufällige Ausgabe,
die einem vorbestehenden Werk oder einem selbstständig
schutzfähigen Teil entspricht und nicht Bestandteil der Trai-
ningsdaten war.33) In den ersten beiden Fällen sind die Grund-
sätze der Doppelschöpfung nicht anwendbar, denn unabhängig
von der Frage einer möglichen urheberrechtlich relevanten Co-
dierung liegt zumindest in dem Fall, in welchem das ursprüng-
liche Werk in den Trainingsdaten vorhanden war, zumindest ein
der unbewussten Entnahme gleichgelagerter Fall vor.34) Anders
ist dies nur im letzten Fall, wenn wirklich unabhängig eine –mit
einem Werk oder einem selbstständig geschützten Bestandteil –
übereinstimmende Ausgabe entsteht. Es gibt keinen Grund, wa-
rum der Urheber oder Rechtsinhaber des vorbestehenden Werks
an einem Vorgang partizipieren sollte, der mit seiner geistigen
Leistung in keinem kausalen Zusammenhang steht.35)

Liegen – wie im Regelfall – die Voraussetzungen der Doppel-
schöpfung nicht vor, wird hiermit sodann das Werk zumindest
mittelbar den Sinnen zugänglich gemacht36) und es liegt eine
Vervielfältigungshandlung vor.37) Unabhängig von der dogmati-
schen Einordnung des Rechts der Bearbeitungen und anderen
Umgestaltungen des § 23 UrhG38) scheidet die Einordnung der
Ausgabe der generativen KI als solche schon aufgrund der feh-
lenden Werkeigenschaft der Ausgabe aus.39) Es handelt sich zu-
dem nicht um eine öffentliche Zugänglichmachung i. S. d. § 19a
UrhG, denn diese scheitert bereits daran, dass ein Werk für die
Öffentlichkeit vorgehalten wird;40) die Ausgabe als deterministi-
sche Folge der Eingabe entsteht erst in Ausführung dieser Ein-
gabe mit Hilfe des der generativen KI zu Grunde liegenden Neu-
ronalen Netzes. Zugleich wird die Ausgabe und damit das Ver-
vielfältigungsstück nur für die bestimmte Person, die eine be-
stimmte Eingabe tätigt, originär erzeugt.41) Insoweit kommt als
relevantes Verwertungsrecht nur die Vervielfältigung durch die
Ausgabe in Betracht.

b) Einschlägige Schranken
Da üblicherweise seitens des Benutzers kein Nutzungsrecht be-
steht, müsste für die Rechtmäßigkeit in den Fällen der Vervielfäl-
tigung eine einschlägige Schrankenregelung bestehen. Eine all-
gemeine Schrankenregelung, die gewisse Vervielfältigungen bei
der Ausgabe rechtfertigt, besteht höchstens durch § 57 UrhG. Al-
lerdings darf das vervielfältigte Werk dann nur ein unselbststän-
diges Beiwerk sein, was aus Sicht des objektiven Betrachters eng
auszulegen ist. Das ist allerdings grundsätzlich nur der Fall, wenn
das Werk oder ein selbstständig geschützter Bestandteil aus-
tauschbar ist und auch ihr Fehlen dem durchschnittlichen Be-
trachter nicht auffällt.42) Gerade bei der Ausgabe textgenerieren-
der generativer KI-Systeme sind solche Fälle allerdings selten
denkbar. Höchstens die Identität mit einer prägnanten und selbst-

ständiggeschütztenFormulierungeinesvernachlässigbarkleinen
Teils der Ausgabe, die zugleich auch mit einer anderen Formulie-
rung ersetzt werdenkann– also aufgrund ihrer spezifischen Form
keinen inhaltlichenBezug zurAusgabe aufweist43)–könnteunter
die Schrankenregelung fallen. Im Fall von bildgenerierenden ge-
nerativenKI-Systemenwird sich dieAnwendunggarnoch schwie-
riger gestalten, da fraglich ist, ob überhaupt irgendein Element
unwesentlich sein kann oder ob nicht gar jedes kleinste Element
im Gesamtzusammenhang mit dem ausgegebenen Bild steht.44)

Im Weiteren sind die Schrankenregelungen des Trainings hier
nicht anwendbar, da die Nutzung kein Text- und Data-Mining
darstellt.45) Auch eine vorübergehende Vervielfältigung i. S. d.
§ 44a UrhG kommt nicht in Betracht. Im Weiteren müssten da-
her – abhängig von der konkreten Nutzungssituation – spezifi-
sche urheberrechtliche Schranken greifen.46) Da die Vervielfäl-
tigungshandlung – wie im weiteren Verlauf nochmals dargelegt
wird47) – durch den Benutzer ausgeübt wird, ist hinsichtlich der
Anwendung der Schrankenregelungen auf die Nutzungssituati-
on abzustellen; dagegen kommt es nicht auf bestehende geistige
Fähigkeiten des KI-Systems an.48)

Von Relevanz können hier zunächst die Schrankenregelungen
der §§ 51 und 51a UrhG sein. Das Zitatrecht des § 51 UrhG greift
allerdings nur, wenn eine Quellenangabe erfolgt; zudem müssen
direkte Zitate als solche gekennzeichnet sein; hieran scheitert es
allerdings in der Regel,49) zudem müsste das KI-System auch
Kenntnis davon haben, dass überhaupt ein Zitat vorliegt, womit
wiederum eine kodierte Fassung des Werks vorliegen muss, was
dem Zweck solcher Systeme widerspricht. Ob die Ausgabe der
generativen KI unter den Zweck der Karikatur, der Parodie und
des Pastiches50) fällt, ist umstritten.51) Auch wenn Systemen der
generativen KI initial keine Kunstfreiheit zukommt, ist hier auf
den Nutzungszweck abzustellen: Soweit entweder das System
selbst eine generative KI ist, deren Hauptzweck die Generierung
von Karikaturen, Parodien und Pastiches ist oder der Benutzer
eine solche gerade erzeugen möchte und deren Eigenart durch
die Eingabe bestimmt, so wird die Schranke des § 51a UrhG
anwendbar sein.52)

Fraglich ist zudem, ob im Rahmen einer Verwendung zum pri-
vaten oder sonstigen eigenen Gebrauch der Ausgabe von gene-
rativer KI, die Schranke des § 53 Abs. 1 S. 1 UrhG greift. Unklar
ist hier insbesondere, wer der Hersteller des Vervielfältigungs-
stücks ist. Da die Ausgabe der generativen KI keine „Vervielfäl-
tigung[en] auf Papier oder einem ähnlichen Träger mittels belie-
biger photomechanischer Verfahren oder anderer Verfahren mit
ähnlicher Wirkung“ ist, fällt die Herstellung durch einen Dritten
gem. § 53 Abs. 1 S. 2 UrhG weg. Insoweit müsste für eine ent-
sprechende Privilegierung der Benutzer der Hersteller des Ver-
vielfältigungsstücks sein. Im Rahmen der vertretenen techni-
schen Betrachtung53) kann davon ausgegangen werden, dass
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32) Hofmann, ZUM 2024, 166, 172 bezeichnet dies als „Ausrutscher“.
33) Finke, ZGE/IPJ 15 (2023), 414, 423 f.
34) Hierzu ausf. Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 33 f.
35) A. A. Finke, ZGE/IPJ 15 (2023), 414, 424 f.
36) Vgl. Dustmann, in: Fromm/Nordemann, UrhG, 12. Aufl. 2018, § 16 UrhG Rn. 17.
37) Ebenso Baumann, NJW 2023, 3673, 3677; Hofmann, ZUM 2024, 166, 173.
38) Vgl. Schack, ZGE/IPJ 15 (2023), 263 ff.
39) Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 30; i. E. ebenso Finke, ZGE/IPJ 15 (2023), 414, 419 ff.
40) Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 29; ebenso wohl auch Hofmann, ZUM 2024, 166, 173;

a. A. möglicherweise Gerecke, GRUR-Prax 2023, 381 Rn. 6.
41) Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 29; i. E. ebenso Hofmann, ZUM 2024, 166, 172.
42) BGH, 17.11.2014 – I ZR 177/13, WRP 2015, 750 Rn. 19 ff. –Möbelkatalog; vgl. auch

Wypchol, ZUM 2023, 668, 690 f.

43) Vgl. Lüft, in: Wandtke/Bullinger, UrhR, 6. Aufl. 2022, § 57 UrhG Rn. 2.
44) Hinsichtlich der Vervielfältigung von „fiktive[n] Räume[n] mit realen Kunstwerken“

die Anwendung bejahend Kraetzig, NJW 2024, 697, 700; vgl. auch Finke, ZGE/IPJ 15
(2023), 414, 443 f.

45) Vgl. Konertz/Schönhof, WRP 2024, 289 Rn. 26 ff.
46) Hofmann, ZUM 2024, 166, 173.
47) Unten unter III. 1.
48) In diesem Sinne aber Finke, ZGE/IPJ 15 (2023), 414, 433 ff.
49) Hofmann, ZUM 2024, 166, 173.
50) Vgl. zum Begriff der „Pastiche“ Stieper, GRUR 2023, 1660 ff.
51) Wohl dafür Hofmann, ZUM 2024, 166, 173; Kraetzig, NJW 2024, 697, 700; dagegen

Finke, ZGE/IPJ 15 (2023), 414, 436 ff.; v. Welser, GRUR-Prax 2023, 516, 518 unklar
bei Baumann, NJW 2023, 3673, 3678.

52) Ebenso Hofmann, ZUM 2024, 166, 173.
53) BGH, 05.03.2020 – I ZR 32/19, WRP 2020, 861 Rn. 25 – Internet-Radiorecorder;

BGH, 11.04.2013 – I ZR 152/11, WRP 2013, 793 Rn. 42 – Internet-Videorecorder II;
BGH, 22.04.2009 – I ZR 216/06, WRP 2009, 1001 Rn. 16 – Internet Videorecorder I;
BGH, 22.04.2009 – I ZR 175/07, K&R 2009, 573 Rn. 15 – save.tv; Lüft, in: Wandtke/
Bullinger (Fn. 43), § 53 UrhG Rn. 19.
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es sich – auch aufgrund der deterministischen Eigenschaft – um
einen automatisierten Erzeugungsvorgang handelt.54) Der Be-
nutzer erzeugt mit seiner Eingabe die entstehende Ausgabe;
ein menschliches Eingreifen ist nicht mehr erforderlich.55) Un-
erheblich ist es dabei, dass der Benutzer die Ausgabe nicht vor-
hersehen kann. Folgt man dagegen der teilweise vertretenen Ge-
genauffassung – der normativen Bestimmung56) – so würde die
Tatherrschaft wohl beim Betreiber der generativen KI liegen.57)

In Einzelfällen – insbesondere bei textgenerierenden generati-
ven KI-Systemen – kann noch daran gedacht werden, dass die
Schranke des § 50 UrhG greift. Fraglich bleibt, ob die Ausgabe
generativer KI überhaupt zu den von der Vorschrift erfassten
privilegierten Medien zählt. Allerdings werden vom Wortlaut
her auch „andere[n] Druckschriften oder sonstige[n] Datenträ-
ger[n]“ mit zu Funk „ähnliche[n] technische Mittel[n]“ erfasst,
womit der Vorschrift ein weiterMedienbegriff zu Grunde liegt.58)

Gerade eine textgenerierende generative KI kann aus Nutzer-
sicht wie eine Suchmaschine für Informationen aufgefasst wer-
den,59) sodass hierin ein neues Medium zur Beschaffung von
Informationen über Tagesereignisse gesehen werden könnte.
Im Gegensatz zu klassischen Suchmaschinen, die nur auf fremde
Werke verweisen, werden nur die Informationen genutzt. Die
faktische Information an sich ist als solche vom urheberrecht-
lichen Schutz aber ohnehin nicht erfasst. Folglich würde die
Schranke – sofern die weiteren Tatbestandsmerkmale erfüllt
sind – nur dann greifen, wenn hierfür Werke oder selbstständig
geschützte Bestandteile von Werken ausgegeben werden, um
über – mit ihnen in Verbindung stehende – Tagesereignisse zu
berichten, womit der Anwendungsbereich wohl gering ist. Im
Gesamten gilt daher für die Ausgabe von generativer KI, dass –
wenn die situationsbezogenen Schranken nicht greifen – von
einer unrechtmäßigen Vervielfältigung auszugehen ist.

5. Zwischenergebnis
Damit stellen sich zwei Situationen heraus, in welchen besonders
relevante Rechtsverletzungen durch Vervielfältigung begangen
werden können. Einerseits bei Verwendung von geschützten
Werken im Training, welches inmanchen Fällen nicht durch eine
Schranke – insbesondere die Text- und Data-Mining-Schranke –
gedeckt ist, sei es in der Datenbeschaffung oder im eigentlichen
Trainingsvorgang. Andererseits, wenn die Ausgabe einem urhe-
berrechtlich geschützten Werk entspricht, selbst wenn das Werk
im Training rechtmäßig benutzt wurde. Die Regelungen der Dop-
pelschöpfung greifen an dieser Stelle meist nicht. Es bestehen
zwar auch weitere Handlungen – wie die Eingabe –, bei welchen
Rechtsverletzungen stattfinden können, diese weisen allerdings
keine KI-spezifischen Besonderheiten auf.

III. Rechtsfolgen der Verletzungshandlung
Sofern eine nicht gerechtfertigte Verletzungshandlung – in der
Regel durch Vervielfältigung – durch die generative KI vorliegt,
ist zuvorderst danach zu fragen, wer eigentlich in den verschie-
denen möglichen Verletzungsszenarien die Person des Verlet-
zers, also der Anspruchsgegner, ist. Zudem muss untersucht
werden, welche Anspruchsgrundlagen dem Rechtsinhaber ge-
genüber dem Verletzer in den jeweiligen Situationen überhaupt
zustehen. Wird dies bejaht, so stellt sich die praktisch besonders
relevante Frage, wie der Verletzer die Rechtsverletzung beseiti-

gen kann und künftige Rechtsverletzungen – technisch – ver-
meiden kann.

1. Person des Verletzers
Zunächst ist fraglich, welche Person in den jeweiligen denkbaren
Verletzungsszenarien eigentlich die Rechtsverletzung begeht. Im
Falle der Verletzungshandlungen im Training lässt sich die Per-
son des Verletzers auf die Person beziehen, die mit den jeweiligen
Datensätzen agiert. Bei der Datenbeschaffung also die Person, die
die Daten zusammenstellt, beispielsweise durch sog. „Web Scra-
ping“ oder durch Digitalisierung bestehender Werke.60) Im an-
schließenden Trainingsvorgang wird die Vervielfältigungshand-
lung dann von der Person begangen, die das Training durchführt.
Hinsichtlich der Frage der Haftung in bestehenden Arbeits- oder
Dienstverhältnissen ergibt sich – auch in Bezug auf § 99 UrhG –
keine Besonderheit gegenüber dem sonstigen Urheberrecht.61)

Interessanter wird die Frage nach der Person des Verletzers bei
Rechtsverletzungen in der Ausgabe. Wie bereits im Rahmen der
Schranke zum privaten oder sonstigen eigenen Gebrauch erör-
tert,62) wird der Vervielfältigungsvorgang technisch durch den
Benutzer ausgelöst. Insoweit ist der Benutzer Täter.63) Im Wei-
teren kann aber auch eine Haftung des Betreibers begründet
werden.64) Fraglich ist allerdings bislang, ob die Rechtsprechung
der Täterschaft bei öffentlicher Zugänglichmachung65) auf die
Vervielfältigung übertragen wird oder ob der Betreiber nur als
Störer zu betrachten ist.66) Anders als der klassische Intermedi-
är – wie beispielsweise eine Plattform, bei welcher Benutzer In-
halte hochladen können – ist der Betreiber allerdings nicht un-
beteiligt an den Inhalten,67) die von seinem System erzeugt wer-
den.68) Zwar besteht das klassische Problem der (praktischen)
Unvorhersehbarkeit aller möglichen Ausgaben,69) dennoch han-
delt es sich um eigene bzw. zumindest zu eigen gemachte Inhalte
des Betreibers. Insoweit sprechen die Besonderheiten bei gene-
rativen KI-Systemen für eine täterschaftliche Haftung.

2. Mögliche Ansprüche des Rechtsinhabers
Im nächsten Schritt ist danach zu fragen, welche Ansprüche dem
Rechtsinhaber zustehen. Von besonderer Bedeutung sind hier
insbesondere der Unterlassungs- und der damit zusammenhän-
gende Beseitigungsanspruch des § 97 Abs. 1 UrhG sowie der An-
spruch auf Schadenersatz des § 97 Abs. 2 S. 1 UrhG.

a) Unterlassung und Beseitigung
Unterlassung und Beseitigung stehen als negatorische Ansprü-
che in einem engen Verhältnis zueinander.70) Der Unterschied
besteht darin, dass im Beseitigen ein aktives Tun zu sehen ist,
während die Unterlassung ein passiver Akt ist.71) Sie können
aber auch als Unterfall oder Ergänzung des jeweils anderen An-
spruchs aufgefasst werden.72) Hinsichtlich der Voraussetzungen
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54) Kritisch Hofmann, ZUM 2024, 166, 173.
55) Vgl. Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 35.
56) Vgl. Loewenheim/Stieper, in: Schicker/Loewenheim (Fn. 15), § 53 UrhG Rn. 29; Stie-

per, ZUM 2004, 911, 915; Wiebe, CR 2007, 28 ff.
57) Derart Hofmann, ZUM 2024, 166, 173.
58) Vogel, in: Schricker/Loewenheim (Fn. 15), § 50 UrhG Rn. 23 ff.
59) Vgl. Meyer/Podszun, ZRP 2024, 41 ff.

60) Vgl. Pesch/Böhme, GRUR 2023, 997, 998.
61) Vgl. Bohne, in: Wandtke/Bullinger (Fn. 43), § 99 UrhG Rn. 1 ff.
62) Oben unter II. 1.
63) So schon Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 35.
64) J. B. Nordemann, GRUR 2024, 1, 2.
65) BGH, 02.06.2022 – I ZR 53/17,WRP 2022, 1120 Ls. – uploaded II; BGH, 02.06.2022 –

I ZR 140/15, WRP 2022, 1106 Ls. 1 – YouTube II.
66) Vgl. hierzu schon Konertz, WRP 2023, 796 Rn. 35.
67) Im Falle von generativen KI-Systemen, die aufgrund der Eingaben der Benutzer wei-

terlernen, kann die Grenze allerdings verwischen.
68) Daher ist der Betreiber einer generativen KI kein „Diensteanbieter“ i. S. d. § 2 Abs. 1

UrhDaG, vgl. auch Reber, in: BeckOK, 41. Ed., Stand: 15.02.2024, § 97 UrhG Rn. 59.
69) Vgl. Konertz/Schönhof (Fn. 9), S. 62 ff.
70) Vgl. Hofmann, Der Unterlassungsanspruch als Rechtsbehelf, 2017, S. 301 f.; Henckel,

AcP 174 (1974), 97, 99 f.
71) Reber, in: BeckOK, § 97 UrhG Rn. 86; kritisch Wimmers, in: Schricker/Loewenheim

(Fn. 15), § 97 UrhG Rn. 236.
72) Vgl. beispielsweise J. B. Nordemann, in: Fromm/Nordemann (Fn. 36), § 97 UrhG

Rn. 55, der den Unterlassungsanspruch als Unterfall des Beseitigungsanspruchs an-
sieht, oder Reber, in: BeckOK (Fn. 68), § 97 UrhG Rn. 86, der den Beseitigungsan-
spruch in Ergänzung des Unterlassungsanspruchs sieht.
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bestehen jedoch normierte Unterschiede: Während der Beseiti-
gungsanspruch nur die Rechtsverletzung selbst verlangt, setzt
der Unterlassungsanspruch allerdings gem. § 97 Abs. 1 S. 1 Hs. 3
UrhG voraus, dass eine Wiederholungsgefahr besteht oder gem.
§ 97 Abs. 1 S. 2 UrhG zumindest die Gefahr der Erstbegehung.
Dennoch kann eine Unterlassung bei Rechtsverletzungen durch
programmierte bzw. automatisierte Entitäten – also durch Soft-
ware73) – nur durch ein aktives Tun erreicht werden, da die
Programmierung bzw. Automatisierung hierfür abgeändert wer-
den muss. Insoweit geht in diesen Fällen mit der Unterlassung
immer die Beseitigung einher.

Die für die Unterlassung notwendige Wiederholungsgefahr wird
bereits mit der Rechtsverletzung indiziert, sodass bereits bei der
ersten Rechtsverletzung üblicherweise von einer solchen ausge-
gangen wird.74) Der Anspruch auf Unterlassung bei Erstbege-
hungsgefahr – als vorbeugender Unterlassungsanspruch –
kommt aber nur dann in Betracht, wenn „ernsthafte und greif-
bare tatsächliche Anhaltspunkte .. . [bestehen], dass der
Anspruchsgegner sich in naher Zukunft rechtswidrig verhalten
wird“.75) Hierbei muss sich die „drohende Verletzungshand-
lung .. . konkret abzeichnen“,76) was dadurch begründet ist, dass
hier noch keine Rechtsverletzung erfolgt sein muss.77)

Im Falle der Rechtsverletzung beim Training besteht die Wieder-
holungsgefahr nur dann, wenn der Trainingsdatensatz weiterver-
wendet wird und entgegen § 44b Abs. 2 S. 2 UrhG trotz Nichtver-
wendungnicht gelöschtwird.Wurde dagegennur einmal trainiert
und der Datensatz gelöscht, existiert nach dem Training keine
Kopie mehr, sodass der Unterlassungsanspruch hinsichtlich der
im Training begangenen Rechtsverletzungen ausscheidet; auch
eineBeseitigungkommtdannnichtmehr inBetracht. DemRechts-
inhaber verbleibt dann nur der Anspruch auf Schadenersatz unter
seinen – unten dargelegten – eigenen Voraussetzungen.

Anders liegt die Situation bei einer Verletzung des Vervielfälti-
gungsrechts durch die Ausgabe. Aufgrund der deterministischen
Eigenschaft von Neuronalen Netzen wird mit der gleichen Ein-
gabe immer die gleiche Ausgabe erzeugt. Insoweit kannmit einer
Wiederholung der Eingabe die gleiche – rechtsverletzende –Aus-
gabe reproduziert werden und somit immer neuerliche Verviel-
fältigungshandlungen und somit neuerliche Rechtsverletzungen
begangen werden. Damit besteht Wiederholungsgefahr und dem
Rechtsinhaber kommt der Unterlassungsanspruch des § 97
Abs. 1 S. 1 UrhG zu. Dies gilt sowohl gegenüber dem Benutzer
als auch gegenüber dem Betreiber, sofern letzterer als Person des
Verletzers in Betracht kommt. Eine Erstbegehungsgefahr ist al-
lerdings üblicherweise zu verneinen. Es lässt sich bei den üb-
lichen generativen KI-Systemen zunächst nicht behaupten, dass
eine generative KI in naher Zukunft ein bestimmtes Werk aus-
geben wird, selbst wenn dies Bestandteil der Trainingsdaten war.
Wenn man auch mit Hilfe der Backpropagation errechnen kann,
welche Eingabe eine Ausgabe erzeugt, die einem vorbestehenden
Werk am nächsten kommt, ist darin noch keine Aussage zu se-
hen, ob diese Eingabe überhaupt stattfindet, und wenn ja, wann
sie stattfindet. Die möglichen Kombinationen von Eingaben sind

zunächst auf die möglichen Kombinationen der Werte der Ein-
gabeneuronen beschränkt, bei Mehrfachdurchlauf – wie bei-
spielsweise bei Verwendung der natürlichen Sprache als Einga-
be – aber abzählbar unendlich. Folge dieser Komplexität ist, dass
sich nicht abzeichnen lässt, wann eine konkrete Verletzungs-
handlung droht.

b) Schadenersatz
Neben dem Anspruch auf Unterlassung und Beseitigung kommt
möglicherweise auch ein Anspruch auf Schadenersatz aus § 97
Abs. 2 S. 1 UrhG in Betracht. Allerdings setzt dieser Anspruch ein
Verschulden voraus.78) Bei Rechtsverletzungen im Training wird
dies insbesondere aufgrund der weiten Schrankenregelung des
§ 44b Abs. 2 S. 1 UrhG zu bejahen sein, da sowohl bei der Daten-
beschaffung und -aufbereitung als auch im Training selbst darauf
geachtet werden kann, ob der Rechtsinhaber den Vorbehalt i. S. d.
§ 44b Abs. 3 S. 1 UrhG erklärt hat. Beim Benutzer wird der An-
spruch auf Schadenersatz in den meisten Fällen ausscheiden, da
den Benutzer regelmäßig kein Verschulden hinsichtlich der Ur-
heberrechtsverletzung trifft. Er geht bei der Verwendung einer
generativen KI nicht davon aus, dass die Ausgabe eine Verviel-
fältigung eines urheberrechtlich geschützten Werks sein kann
und wird dies üblicherweise auch nicht erkennen können. Inso-
weit handelt er weder vorsätzlich noch fahrlässig. Anders wird
das nur zu beurteilen sein, wenn der Benutzer gezielt versucht,
Ausgaben zu erzeugen, die Werke oder geschützte Bestandteile
solcher Werke enthalten, oder wenn ein bestimmtes generatives
KI-System dafür bekannt ist, dass die Ausgaben Werke oder
Werkbestandteile enthalten. Seitens des Betreibers wird ein Ver-
schulden dann anzunehmen sein, sofern er entweder bewusst
eine generative KI betreibt, deren Zweck die Rechtsverletzungen
sind oder wenn er Kenntnis von möglichen Rechtsverletzungen
hat und zugleich keine der– imnächstenAbschnitt diskutierten–
technischen Schutzmöglichkeiten ergreift, um von weiteren –
ihm bekannten – Rechtsverletzungen abzusehen. Die Frage,
wie der Schaden hier konkret berechnet wird, soll an dieser Stelle
nicht weiter vertieft werden, wird aber nach den allgemeinen
Regelungen des § 97 Abs. 2 S. 2 UrhG erfolgen.79)

3. Technische Möglichkeiten der Umsetzung der Unter-
lassung und Beseitigung

Im Ergebnis kommt somit dem Unterlassungs- und Beseitigungs-
anspruch bei Verletzungshandlungen in Bezug zu generativer KI
eine große Relevanz zu. Unklar bleibt aber, wie Unterlassung und
Beseitigung tatsächlich erfolgen müssen, damit der Anspruch
erfüllt werden kann. Bei Verletzungen im Training ist dies noch
vergleichsweise einfach und entspricht den üblichen Verlet-
zungshandlungen durch Vervielfältigungen im digitalen Kon-
text. Somit müssen für die Unterlassung und Beseitigung die
relevanten Werke einfach aus den Trainingsdaten entfernt wer-
den und entsprechende Kopien gelöscht werden. Bei Verlet-
zungshandlungen in der Ausgabe ist dies für den Benutzer eben-
falls noch einfach zu bewerkstelligen, da er die Ausgabe und
entsprechende Kopien einfach vernichten und die relevante Ein-
gabe zukünftig nicht mehr tätigen kann. Für den Betreiber stellt
sich dies allerdings nicht so einfach dar, da im Neuronalen Netz
keine Codierung des Werks stattfindet. Vielmehr entsteht das
Vervielfältigungsstück erst als Ergebnis einer passenden Einga-
be. Daher existiert im trainierten Neuronalen Netz keine Werk-
kopie oder Teile vomWerk, die gelöscht werden könnten, und es
bleibt hinsichtlich des Unterlassungs- und Beseitigungsan-
spruchs fraglich, welche technischen Möglichkeiten bestehen,
um den Anforderungen nachzukommen. Ein radikaler Ansatz
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73) Streng genommen ist hier die gesamte Maschine zu betrachten, also die Software in
Kombination mit der Hardware.

74) BGH, 27.11.2014 – I ZR 124/11, WRP 2015, 739, Rn. 39 – Videospiel-Konsolen II;
BGH, 17.07.2008 – I ZR 219/05, WRP 2008, 1149 Rn. 33 – Clone-CD.

75) St. Rspr. BGH, 23.02.2017 – I ZR 92/16, WRP 2017, 956 Rn. 33 – Mart-Stam-Stuhl;
vgl. auch BGH, 23.10.2014 – I ZR 133/13, WRP 2015, 717 Rn. 17 – Keksstangen;
BGH, 22.04.1010 – I ZR 17/05, WRP 2010, 1508 Rn. 23 – Pralinenform II; BGH,
13.03.2008 – I ZR 151/05, WRP 2008, 1353 Rn. 17 – Metrosex; BGH, 15.04.1999 –

I ZR 83/97, WRP 1999, 1133 – Preissturz ohne Ende.
76) BGH, 23.02.2017 – I ZR 92/16, WRP 2017, 956 Rn. 33 – Mart-Stam-Stuhl; i. E. auch

BGH, 23.10.2014 – I ZR 133/13, WRP 2015, 717 Rn. 17 – Keksstangen; BGH, 15.12.
2011 – I ZR 129/10, WRP 2012, 935 Rn. 25 – Einkauf Aktuell.

77) Vgl. J. B. Nordemann, in: Fromm/Nordemann (Fn. 36), § 97 UrhG Rn. 39.
78) BGH, 12.05.2010 – I ZR 121/08, WRP 2010, 912 Rn. 17 – Sommer unseres Lebens.
79) Vgl. Wimmers, in: Schricker/Loewenheim (Fn. 15), § 97 UrhG Rn. 259 ff.
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wäre die Löschung des gesamten Neuronalen Netzes bzw. der
trainierten Kantengewichte. Dieser Ansatz ist allerdings auf-
grund des enormen Aufwands und der getätigten Investitionen
im Regelfall offensichtlich unverhältnismäßig. Insoweit ist frag-
lich, ob nicht auch durch andere Maßnahmen sichergestellt wer-
den kann, dass die rechtsverletzende Ausgabe nicht mehr ent-
steht und diese Maßnahmen die Voraussetzungen der Unterlas-
sung und Beseitigung erfüllen.

a) Blacklisting
Eine relativ einfache Möglichkeit besteht darin, die Eingabe, die
die Rechtsverletzung erzeugt, zu blockieren (sog. „Blacklisting“),
um damit zu verhindern, dass die rechtsverletzende Ausgabe
wieder entsteht. Allerdings wird damit nur eine spezifische Ein-
gabe blockiert; es kann durchaus sein, dass Variationen oder gar
andere Eingaben ebenfalls die rechtsverletzende Ausgabe erzeu-
gen. EineMöglichkeit, diese Variationen und Eingaben ex ante zu
bestimmen, besteht nicht. Allenfalls kann – wie oben beschrie-
ben – bei bekannter Ausgabe mit Hilfe der Backpropagation die
Eingabe bestimmt werden, die dem Werk am nächsten kommt.
Eine Garantie, dass mit anderen Eingaben relevante Ausgaben
nichtmehr erzeugt werden können, folgt auch aus diesemAnsatz
allerdings nicht.

Weiterhin könnte auch die rechtsverletzende Ausgabe blockiert
werden. In diesem Fall spielt die Eingabe keine Rolle, da die Aus-
gabe für jede Eingabe, die die rechtsverletzende Ausgabe erzeugt,
blockiert wird. Dies ist allerdings mit zwei Problemen verbunden:
Erstens müsste das Werk bzw. relevante Bestandteile von diesem
hierfür in der Blacklist gespeichert werden, was selbst wiederum
Vervielfältigungsvorgänge zur Folge hat. Diesem Problem könnte
aber durch sog. „Hashwerte“ der rechtsverletzenden Ausgaben
begegnet werden.80) Zweitens wird selten der Fall eintreten, dass
ein Werk vollständig wiedergegeben wird. Vielmehr werden sich
oft nur Bestandteile desWerks in der Ausgabewiederfinden. Inso-
weit müsste der notwendige Vergleich der Ausgabemit der Black-
list mit einer gewissen Unschärfe umgehen können.

Beide Möglichkeiten des Blacklistings haben somit gemein, dass
sie erst dann greifen können, wenn eine Kenntnis von der Mög-
lichkeit der Rechtsverletzung besteht und zumindest in Ansätzen
bekannt ist, was blockiert werden soll. Es kann zudem möglich
sein, dass das trainierte Netz als Ganzes (weiterhin) gegenüber
Dritten angeboten wird. In diesem Fall kann mit einer einfachen
Entfernung der Blacklist durch den Dritten gemeinsam mit der
Eingabe – die die Rechtsverletzung erzeugt – die relevante Aus-
gabe erneut erzeugt werden. Insoweit ist fraglich, ob das Black-
listing als technische Schutzmaßnahme dem Beseitigungs- und
Unterlassungsanspruch in jedem Fall genügt. Der Rechtsinhaber
wäre dann gehalten, seine Ansprüche auch gegenüber dem Er-
werber des Neuronalen Netzes durchzusetzen.

b) Neu- oder Weiter-Trainieren
Möglicherweise gibt es allerdings Ansätze, mit welchen das Neu-
ronale Netz einen vormals in den Trainingsdaten enthaltenden
Datensatz wieder „vergessen“ könnte. In diesem Fall muss aller-
dings bekannt sein, welcher Datensatz für die Rechtsverletzung
verantwortlich ist. Wenngleich die exakte Wiedergabe von Wer-
ken nicht dem Zweck generativer KI entspricht,81) kann das mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit wohl bejaht werden, wenn
dasWerk– auswelchemdie rechtsverletzendeAusgabe stammt–
Teil der Trainingsdaten war. Wenngleich die Frage nach der
Rechtmäßigkeit der Aufnahme in die Trainingsdaten getrennt
zu bewerten ist,82) so kann ein rechtmäßig verwendetes Werk

das Verhalten des Neuronalen Netzes derart verändern, dass es
in die Lage versetzt wird, relevante Werkteile auszugeben. Aller-
dings stellt sich die Frage, ob das Werk, welches sich in der
Ausgabe – zumindest in Teilen – wiederfindet, überhaupt Be-
standteil des Trainings gewesen ist. Denkbar ist auch, dass die
Ausgabe aus einem anderen Werk entstammt, welches das ver-
letzte Werk zulässig zitiert. In einem solchen Fall müsste dann
womöglich auch dieses Werk entfernt werden. Bereits hier zeigt
sich, wie schwer die Identifikation der relevanten Trainingsdaten
für eine gewisse Ausgabe sein kann.

Nimmt man an, dass die relevanten Trainingsdaten identifiziert
wurden, stellt sich die Frage, ob – nachdem der Datensatz ent-
nommen worden ist – das Training von Grund auf neu durch-
geführt werden muss. Das alleinige Entfernen des Datensatzes
kann in keinem Fall genügen, da das neuronale Netz, respektive
dessen Gewichte für die Erzeugung des Werkes verantwortlich
sind. Durch Entfernen des Datensatzes aus den Trainingsdaten
werden die Kantengewichte allein nicht verändert. Um dem Pro-
blem zu entgehen, müssen also die Kantengewichte einer Ände-
rung unterzogen werden. Die einfachste Möglichkeit besteht da-
rin, das Neuronale Netz mit den Trainingsdaten ohne den für die
Rechtsverletzung (möglicherweise) relevanten Datensatz kom-
plett neu zu trainieren; hierbei würden die Gewichte initial wie-
der zufällig gewählt.83) Allerdings würde ein erneutes Training
des gesamten Netzes bei jeder Anpassung des Trainingsdaten-
satzes zu einem erheblichen Aufwand führen, da das Training
einer KI erhebliche Ressourcen erfordert.

Insofern stellt sich die Frage, ob ein vergleichbarer Effekt nicht
auch mit einer Fortsetzung des Trainings auf dem angepassten
Datensatz – mit den bisherigen Gewichten – genügen würde.
Dieser Vorgang ist im überwiegenden Fall erheblich weniger
aufwändig als das komplette Neutrainieren. Dies setzt jedoch
voraus, dass ein trainiertes Netz die gelernten Informationen
mit hinreichender Sicherheit wieder vergisst. Insbesondere letz-
ter Punkt ist uneindeutig. Das Vergessen bei Neuronalen Netzen
wird in der Literatur unter dem Begriff „catastrophic forgetting“
behandelt.84) Grundsätzlich neigen Neuronale Netze beim Wei-
tertrainieren dazu, gelerntes Wissen nach einer gewissen Zeit
wieder zu „vergessen“. Dieser Prozess kann aber durch bestimm-
te Maßnahmen verlangsamt werden, lässt sich wohl aber nicht
verhindern. Es kann dadurch aber im Umkehrschluss nicht an-
genommen werden, dass dies auf alles Gelernte zutreffen
muss.85) Im Jahr 2019 wurde in einer Studie der Prozess des
Vergessens in einem Neuronalen Netz – genauer einem Bild-
Klassifikator – untersucht. Hierbei wurde der Klassifikator zu-
nächst trainiert, sodass dieser Bilder aus einem Datenset zuver-
lässig zu unterscheiden lernte. Anschließend wurden die Ge-
wichte durch zufällige Gradienten aktualisiert. Hierbei zeigte
sich, dass das Neuronale Netz tatsächlich weniger Bilder korrekt
erkennen konnte. Allerdings betraf dies nicht alle Bilder glei-
chermaßen, vielmehr kam es zu einem differenzierten Verges-
sen, bei welchem manche Fotos bereits nach kürzester Zeit in-
korrekt klassifiziert worden sind, andere haben sich jedoch als
hochgradig persistent erwiesen.86)

c) Zwischenergebnis
Die Lösung des Weitertrainierens wirft aus urheberrechtlicher
Sicht ein Problem auf, da es grundsätzlich durch eine Fortset-
zung des Trainings wahrscheinlich ist, dass ein Vergessen er-
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80) Vgl. Frey, GRUR-Prax 2024, 60, 61.
81) Oben unter II. 2.
82) Vgl. Konertz/Schönhof, WRP 2024, 289 Rn. 25 ff.

83) Vgl. Konertz/Schönhof (Fn. 9), S. 47 ff.
84) Kemker et al., in: AAAI’18: AAAI Conference on Artificial Intelligence, 2018,

S. 3390 ff.
85) Vgl. Thanh-Tung/Tran, Catastrophic forgetting and mode collapse in GANs, 2020,

S. 1 ff. [arXiv:1807.04015v8].
86) Toneva et al., An Empirical Study of Example Forgetting during Deep Neural Network

Learning, 2019, S. 1 ff.
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folgt, allerdings nicht mit Sicherheit gesagt werden kann, ob und
wann dies der Fall ist. Auch nach einer erheblichen Trainingszeit
könnte das Werk bzw. ein schutzfähiger Bestandteil durch ent-
sprechende Eingaben erzeugt werden. Insoweit kann das Weiter-
trainieren für sich keine geeignete technische Schutzmaßnahme
sein. Da damit das Weitertrainieren nicht ausreichend ist, müs-
sen wohl weitere Schutzmaßnahmen hinzutreten. Die totale Ab-
schaltung oder das Neutrainieren wird im Regelfall unverhältnis-
mäßig sein, es sei denn, der Zweck der generativen KI lag in der
Rechtsverletzung. Insoweit muss – sofern das Werk oder selbst-
ständig geschützte Werkbestandteile in den Trainingsdaten vor-
handen war – zum Weitertrainieren noch das Blacklisting hin-
zutreten und damit wird im Regelfall nur eine Kombination bei-
der Maßnahmen – nach dem aktuellen Stand der Technik – eine
geeignete Schutzmaßnahme sein. Das Blacklisting allein wird
nur genügen, wenn das Werk oder selbstständig geschützte
Werkteile nicht in den Trainingsdaten vorhanden war, wobei
das Entstehen entsprechend relevanter Ausgaben dann unwahr-
scheinlich wird.

IV. Ergebnis
Rechtsverletzungen bei generativer KI sind an verschiedenen
Punkten denkbar: Im Training, im austrainierten Neuronalen
Netz, in der Eingabe desBenutzersund in derAusgabe.Allerdings
bestehen bei der Eingabe durch denBenutzer üblicherweise keine
urheberrechtlichen Besonderheiten im Verhältnis zu anderen Ur-
heberrechtsverletzungen im digitalenUmfeld. Da das austrainier-
te Neuronale Netz zudem in den überwiegenden Fällen keine
Codierungen von Werken enthält, sind Urheberrechtsverletzun-
gen hier eine seltene Ausnahme. Insoweit sind insbesondere das
Training sowie die Ausgabe von besonderem Interesse. Als be-
troffenes Verwertungsrecht kommt hier vor allem das Recht auf
Vervielfältigung des § 16 Abs. 1 UrhG in Betracht. Während im
Training regelmäßig die Text- und Data-Mining-Schranke des

§ 44b Abs. 2 S. 1 UrhG einschlägig ist und Rechtsverletzungen
nur dann denkbar sind, wenn die Voraussetzungen dieser oder
möglicher anderer Schranken nicht greifen, erfassen Schranken-
regelungen bei der Ausgabe nur in bestimmten Einzelfällen. Inso-
weit sind Rechtsverletzungen in der Ausgabe vermehrt denkbar,
wenngleich dies nicht dem Zweck generativer KI entspricht.
Kommt es zu Rechtsverletzungen, so stehen dem Rechtsinhaber
insbesondere die Ansprüche auf Unterlassung und Beseitigung
zu. Wenn auch primär die Rechtsverletzung durch den Benutzer
begangen wird, wird vor allem die Geltendmachung dieses An-
spruchs gegenüber dem Betreiber für den Rechtsinhaber von In-
teresse sein und dieser muss technische Möglichkeiten finden,
künftige Rechtsverletzungen zu vermeiden.

Hier ist zu differenzieren, wie die Ausgabe im Verhältnis zu den
Trainingsdaten steht. Grundsätzlich dürfte bereits das reine
Blacklisting den Anforderungen an die Erfüllung des Unterlas-
sungs- und Beseitigungsanspruchs genügen. Allerdings wenn
das verletzte Werk Teil der Trainingsdaten war, kann davon aus-
gegangen werden, dass dieser Teil der Trainingsdaten zumindest
mitverantwortlich für die Entstehung der Rechtsverletzung ist.
Daher muss zu einer effektiven Vermeidung zwar nicht das gan-
ze Neuronale Netz von Grund auf neutrainiert werden, allerdings
sollte das Weiterlernen ohne den entsprechenden Datensatz er-
folgen. In diesem Fall kann der Datensatz – also das relevante
Werk in den Trainingsdaten – nach und nach verblassen, was im
Laufe der Zeit einem „Vergessen“ nahekommt. Zugleich gilt:
Wenn sich auch die vorherige Darstellung nur auf urheberrecht-
lich relevante Rechtsverletzungen durch Vervielfältigungen be-
schränkt hat, sind die dargestellten technischen Lösungen für die
Durchsetzung von anders begründeten Unterlassungs- und Be-
seitigungsansprüchen übertragbar, beispielsweise bei der Ver-
letzung von Persönlichkeitsrechten.87)

87) Vgl. hierzu beispielsweise Kraetzig, CR 2024, 207 ff.; Kraetzig, NJW 2024, 697, 700.
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